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Schicksalsthema Europa

Die Krise in der Euro-Zone wird zunehmend
zum Schicksalsthema dieser Legislaturperiode
und dieser Regierung. Je länger der labile Zu-
stand andauert, ohne dass eine Lösung oder
zumindest Entspannung der Lage absehbar ist,
desto mehr wird das Zutrauen in die Lösungs-
kompetenz der Politik unterminiert. Jede neue
Rettungsmaßnahme, die keinen sichtbaren Er-
folg zeitigt, verstärkt den Eindruck von Ratlo-
sigkeit und Ohnmacht. Auch nach dem zwei-
ten Rettungspaket für Griechenland hatte die
Bevölkerung zu keinem Zeitpunkt Zutrauen,
dass dadurch die Probleme entschärft werden.
Lediglich 9 Prozent hatten diese Hoffnung,
während 78 Prozent davon ausgingen, dass
schon bald neue Hilfsmaßnahmen notwendig
werden.

Erschien den meisten anfangs die Überschul-
dung von Mitgliedsstaaten der Euro-Zone
noch als ein fernes Problem ohne unmittelbare
Auswirkungen auf die eigenen Perspektiven,
rücken die Risiken nach dem Empfinden vie-
ler nun immer näher. Die große Mehrheit war

- 1 -

Tabelle A 1



zwar schon vor Monaten überzeugt, dass die
Griechenland-Krise das Potential hat, die
deutsche Konjunktur nachhaltig zu beeinträch-
tigen. Erst Ende August, als sich besorgte
Kommentare zu den wirtschaftlichen Perspek-
tiven häuften, wurde dieses Risiko jedoch für
die Bevölkerung real. Von diesem Zeitpunkt
an verfiel der bis dato stabile Optimismus ge-
radezu erdrutschartig: Waren Mitte Juli noch
43 Prozent der Bevölkerung überzeugt, dass
der wirtschaftliche Aufwärtstrend auch in den
nächsten Monaten anhalten wird, glaubten
dies im September nur noch 16 Prozent. Der
Kreis der Skeptiker, die von einem negativen
Konjunkturverlauf ausgehen, nahm im selben
Zeitraum von 15 auf 36 Prozent zu; die übri-
gen rechneten mit einer weitgehend stabilen
Situation. In den letzten Wochen hat sich die
Skepsis weiter verstärkt – trotz der nach wie
vor robusten Situation auf dem deutschen Ar-
beitsmarkt. 

Das Empfinden, dass die Krise näherrückt,
lässt die Besorgnis sprunghaft steigen. Am
Beginn des Jahres waren 38 Prozent der Bür-
ger über die Entwicklungen in der Euro-Zone
beunruhigt, im Frühjahr 39 Prozent, Anfang
Juni 41 Prozent, jetzt plötzlich 55 Prozent.
Das Vertrauen in die gemeinsame europäische
Währung ist auf einem Tiefpunkt angelangt.
Nur noch 17 Prozent setzen Vertrauen in den
Euro, während drei Viertel der gesamten Be-
völkerung ein Misstrauensvotum abgeben.
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Nur rund die Hälfte der Bevölkerung ist zur-
zeit überzeugt, dass es den Euro in zehn Jah-
ren noch geben wird, 39 Prozent äußern dezi-
dierte Zweifel. Gleichzeitig scheint eine Rück-
kehr zur D-Mark immer weniger Bürgern ein
vielversprechender Ausweg. 2008 wünschten
sich noch 56 Prozent der Bürger die D-Mark
zurück, 2010 47 Prozent, jetzt 44 Prozent. Nur
die 60-Jährigen und Älteren wünschen sich
noch mehrheitlich die nationale Währung zu-
rück; den Jüngeren ist der Euro mittlerweile
vertrauter als die Mark, die nationale Währung
Geschichte. 

Nicht nur das Vertrauen in die europäische
Währung wird durch die Krise angegriffen,
sondern auch das Vertrauen in die europäische
Union. 2002, kurz nach der Einführung des
Euro, bekundeten immerhin 49 Prozent der
Bevölkerung großes Vertrauen in die Europäi-
sche Union, Anfang 2010 noch 33 Prozent,
heute 24 Prozent. Auch der Wert der EU-Mit-
gliedschaft wird zunehmend in Frage gestellt.
Die deutsche Bevölkerung hat diesen Wert in
den letzten zwanzig Jahren nie sehr hoch ge-
schätzt – trotz der enormen Bedeutung des eu-
ropäischen Marktes gerade für Deutschland.
So waren Mitte der 90er Jahre gerade einmal
31 Prozent der Bürger überzeugt, dass
Deutschland ohne die Mitgliedschaft in der
EU schlechter dastehen würde. Heute glauben
dies 24 Prozent, während 33 Prozent über-
zeugt sind, dass Deutschland durch seine Mit-
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gliedschaft mehr Nachteile als Vorteile hat. 

Die andauernde Krise verändert die Bewer-
tung der Europapolitik der Regierung wie
auch die Vorstellungen von der "richtigen"
Lösung der Probleme. Die Bürger favorisieren
zunehmend drakonische Maßnahmen wie den
Ausschluss überschuldeter Mitgliedsländer
aus der Euro-Zone. Am Beginn des Jahres un-
terstützten 36 Prozent der Bevölkerung diese
Position, jetzt 46 Prozent. Gegenläufig hat die
Auffassung, dass Ausschlüsse, selbst wenn sie
möglich wären, ein falscher Weg sind, von 40
auf 29 Prozent an Rückhalt verloren. 

Gleichzeitig haben immer mehr Bürger den
Eindruck, dass die nationalen Interessen bei
den Bemühungen um die Eindämmung der
Krise zu kurz kommen. Noch im Frühjahr
hielten sich Anerkennung und Kritik annä-
hernd die Waage: Anfang März waren 42 Pro-
zent mit der Vertretung deutscher Interessen
durch die Bundesregierung zufrieden, 44 Pro-
zent unzufrieden. Aktuell ziehen nur noch 28
Prozent eine positive Bilanz, 58 Prozent eine
negative. Den Bürgern ist zwar mehr denn je
bewusst, dass Deutschland in Europa die
Schlüsselposition zukommt. 81 Prozent halten
den deutschen Einfluss in Europa für groß
oder sogar sehr groß, nur 13 Prozent für ge-
ring. Gleichzeitig ist die große Mehrheit je-
doch überzeugt, dass diese Einflussmöglich-
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keiten zu wenig für die Vertretung eigener In-
teressen genutzt werden. 63 Prozent sind der
Auffassung, dass Deutschland bei den Ver-
handlungen zur Eindämmung der Krise die ei-
genen Interessen stärker vertreten und durch-
setzen müsste. 

Vor dem Hintergrund kann kaum überraschen,
dass die Bevölkerung dem Vorschlag, eine ge-
meinsame europäische Wirtschaftsregierung
zu etablieren und damit verstärkt nationale
Souveränität abzugeben, mit Misstrauen be-
gegnet. Zwar spricht sich knapp die Hälfte für
eine engere Kooperation der europäischen
Staaten in der Finanz- und Wirtschaftspolitik
aus. Für eine gemeinsame Wirtschaftsregie-
rung können sich jedoch lediglich 26 Prozent
erwärmen. Wenn explizit darauf hingewiesen
wird, dass dies konsequenter Weise Abstriche
bei der nationalen Souveränität bedeuten wür-
de, sinkt die Unterstützung auf 17 Prozent.
Eine Situation, in der das Vertrauen in die EU
erodiert und Befürchtungen zunehmen, dass
die nationalen Interessen unzureichend vertre-
ten werden, ist ein denkbar ungünstiges Um-
feld für Forderungen nach einer weitergehen-
den Integration. 

Die andauernde Unsicherheit in der Euro-
Zone belastet die Unionsparteien, die mehr als
alle anderen Parteien als Verfechter des euro-
päischen Einigungsprozesses gelten. Denn
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dies war besonders ausgeprägt in der Mitte der
90er Jahre der Fall, als 59 Prozent der Bevöl-
kerung die CDU/CSU als die Partei wahrnah-
men, die sich in ganz besonderem Maße für
Europa einsetzt. Nach dem Machtverlust wur-
de diese Facette im Profil der Unionsparteien
schwächer, ohne dass sich jedoch im Bewusst-
sein der Bürger andere Parteien als engagierte
Verfechter der europäischen Integration eta-
blierten. In den letzten Jahren ist die CDU/
CSU wieder "die Europa-Partei" geworden: In
der Mitte des vergangenen Jahrzehnts hatten
26 Prozent der Bevölkerung den Eindruck,
dass sich die Unionsparteien mehr als alle an-
deren für Europa einsetzen, aktuell 45 Pro-
zent; nur 13 Prozent sehen in der SPD die Par-
tei, die sich am meisten für Europa engagiert. 

Die CDU steht in der Wahrnehmung der Bür-
ger für die europäische Integration und in der
aktuellen Krise für die Stabilisierung des Euro
und die Unterstützung überschuldeter Mit-
gliedsländer. Dabei ist es gerade der letzte
Punkt, der die Wahrnehmung der  Unionspar-
teien besonders von der Einschätzung anderer
Parteien unterscheidet: Für 61 Prozent steht
die CDU besonders auch für die Unterstüt-
zung überschuldeter Mitgliedsländer; der SPD
wird dies von 39 Prozent zugeschrieben, der
FDP von 13 Prozent. Die Bemühungen um die
Stabilisierung des Euro verbinden 62 Prozent
mit der Union, 49 Prozent mit der SPD, 31 mit
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der FDP.

Die Herausforderungen einer Legislaturperi-
ode schärfen das Profil einer Partei. Insgesamt
haben die Bürger entgegen allen Klagen über
Profilverluste der politischen Parteien sehr
klare Vorstellungen, wofür die verschiedenen
Parteien stehen. Sie assoziieren die SPD nach
wie vor vor allem mit der Verteidigung des
Sozialstaates, sozialer Gerechtigkeit, Mindest-
löhnen und Eintreten für Toleranz gegenüber
anderen Kulturen, die Grünen vor allem mit
Umweltthemen und der Förderung regenerati-
ver Energien, die Unionsparteien mit der För-
derung des Wirtschaftswachstums, innerer Si-
cherheit, mit christlichen Werten – und eben
dem Engagement für Europa.

Dies macht die Entwicklung in Europa für die
CDU/CSU mehr als für jede andere Partei zu
einem Schicksalsthema. Im Allgemeinen pro-
fitieren führende Regierungsparteien von einer
derartig günstigen Entwicklung von Konjunk-
tur und Arbeitsmarkt, wie sie in der ersten
Hälfte der Legislaturperiode zu verzeichnen
war. Die Dominanz der europäischen Kalami-
täten überdeckt jedoch zunehmend die positi-
ve ökonomische Bilanz. 

Die Regierung hat keine Chance, auf andere
Themen auszuweichen. Sie wird noch gerau-
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me Zeit ein Großteil ihrer Kraft auf das Kri-
senmanagement in der Euro-Zone verwenden
müssen. Dabei gerät sie jedoch zurzeit zuneh-
mend in den Konflikt zwischen den Erwartun-
gen in Europa und der wachsenden Beunruhi-
gung der deutschen Bevölkerung und deren
Forderungen, die Politik verstärkt an nationa-
len Interessen auszurichten. Die Regierung ist
mit jedem Tag mehr darauf angewiesen, dass
es bei der Bewältigung der europäischen Krise
erkennbare und nachhaltige Fortschritte gibt –
sonst wird ihre Machtbasis weiter erodieren. 
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Tabelle A 1
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Wenig Vertrauen in die Lösungskompetenz
der Politik

FRAGE: "Die Länder der Euro-Zone haben sich kürzlich auf ein zweites 
Rettungspaket für Griechenland geeinigt. Griechenland erhält neue, 
günstige Kredite und seine Staatsschulden werden gesenkt. Was 
glauben Sie: Wird sich die wirtschaftliche Lage Griechenlands durch 
das zweite Rettungspaket für längere Zeit stabilisieren, oder werden 
schon bald weitere Hilfen für Griechenland notwendig werden?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Lage wird sich stabilisieren .............................................................9

Weitere Hilfen notwendig ..............................................................78

Unentschieden, keine Angabe ......................................................13

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10076, August 2011



 

Tabelle A 2
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Griechenlandkrise: Gefahr für Deutschland?

FRAGE: "Machen Sie sich Sorgen, dass die Griechenlandkrise den 
wirtschaftlichen Aufschwung in Deutschland gefährdet, oder 
machen Sie sich da keine Sorgen?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Mache mir Sorgen .........................................................................66

Mache mir keine Sorgen ...............................................................23

Unentschieden, keine Angabe ......................................................11

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10075, Juli 2011



 

Tabelle A 3
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Wirtschaftlicher Optimismus verfällt

FRAGE: "Wie sehen Sie unsere wirtschaftliche Entwicklung: Glauben Sie, dass 
es mit unserer Wirtschaft in den nächsten sechs Monaten eher 
bergauf oder eher bergab geht?"

Bevölkerung insgesamt
----------------------------------
Juli 2011 Sept. 2011

% %

Eher bergauf .................................................................43 ..................16

Eher bergab ..................................................................15 ..................36

Weder noch, gleichbleibend..........................................33 ..................41

Unentschieden ................................................................9 ....................7

100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 10075, 10080



 

Tabelle A 4
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Nur noch wenig Vertrauen in die europäische
Währung

FRAGE: "Wie viel Vertrauen haben Sie zu der gemeinsamen europäischen 
Währung? Würden Sie sagen ..."

Bevölkerung 
insgesamt

%

"Großes Vertrauen" .............................................................17

"Weniger Vertrauen"............................................................49

"Kaum, gar kein Vertrauen" .................................................27

Unentschieden.......................................................................7

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10076, August 2011



 

Tabelle A 5
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Nur rund die Hälfte der Bevölkerung glaubt an
das Überleben des Euro

FRAGE: "Wie schätzen Sie das ein: Glauben Sie, dass es in zehn Jahren noch 
den Euro geben wird, oder haben Sie da Zweifel?"

Bevölkerung 
insgesamt

%

Wird Euro geben..................................................................53

Habe Zweifel........................................................................39

Unentschieden, keine Angabe...............................................8

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10080, September 2011



 

Tabelle A 6
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Rückkehr zur D-Mark wünschen sich
mehrheitlich nur noch die Älteren

FRAGE: "Hätten Sie lieber wieder die D-Mark, oder würden Sie das 
nicht sagen?"

Bevölkerung insgesamt
---------------------------------------
2008 2010 2011

% % %

Hätte lieber D-Mark ..........................................56 ...............47 ..............44

Würde das nicht sagen ....................................33 ...............41 ..............44

Unentschieden, keine Angabe .........................11 ...............12 ..............12

100 100 100

Altersgruppen 2011
--------------------------------------------
16-29 30-44 45-59 60 Jahre
Jahre Jahre Jahre und älter

% % % %

Hätte lieber D-Mark ..................................31 .........38 .......46 ...........55

Würde das nicht sagen.............................57 .........52 .......44 ...........31

Unentschieden, keine Angabe .................12 ...........9 .......10 ...........14

100 100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 10000, 10028, 10076



 

Tabelle A 7
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Auch das Vertrauen in die Europäische Union
wird schwächer

FRAGE: "Wie viel Vertrauen haben Sie zur Europäischen Union? Würden Sie 
sagen: ..."

Bevölkerung insgesamt
---------------------------------------
2002 2010 2011

% % %

"Sehr großes Vertrauen"/
"Großes Vertrauen".........................................49 ...............33 ..............24

"Nicht so großes Vertrauen".............................35 ...............45 ..............51

"Kaum, gar kein Vertrauen"................................5 ...............11 ..............17

Unentschieden, keine Angabe .........................11 ...............11 ................8

100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 7016, 10053, 10076



 

Tabelle A 8
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Deutschland hat Schlüsselposition in Europa
inne ...

FRAGE: "Wie sehen Sie das: Wie groß ist der Einfluss von Deutschland in 
Europa? Würden Sie sagen ..."

Bevölkerung 
insgesamt

%

"Sehr groß" / "Groß" ............................................................81

"Weniger groß" / "Gar nicht groß"........................................13

Unentschieden, keine Angabe...............................................6

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10075, Juli 2011



 

Tabelle A 9
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

... aber nutzt diese Position zu wenig

FRAGE: "Wenn Sie an die Verhandlungen zur Krise in der Euro-Zone denken: 
Wie ist Ihr Eindruck, setzt Deutschland da seine eigenen Interessen 
ausreichend durch, oder müsste Deutschland seine eigenen 
Interessen stärker durchsetzen?"

Bevölkerung 
insgesamt

%

Ausreichend.........................................................................19

Stärker durchsetzen ............................................................63

Unentschieden, keine Angabe.............................................18

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10075, Juli 2011



 

Tabelle A 10
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Knapp die Hälfte der Bevölkerung ist für mehr
Kooperation der Euro-Länder

FRAGE: "Es gibt ja den Vorschlag, dass die Euro-Länder in der Finanz- und 
Wirtschaftspolitik stärker zusammenarbeiten sollten. Wie stehen Sie 
zu diesem Vorschlag: Sind Sie eher für eine stärkere Zusammenarbeit
der Euro-Länder in der Finanz- und Wirtschaftspolitik, oder sind Sie 
eher dagegen?"

Bevölkerung 
insgesamt

%

Dafür....................................................................................49

Dagegen ..............................................................................31

Unentschieden, keine Angabe.............................................20

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10079, September 2011



 

Tabelle A 11
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Für eine gemeinsame Wirtschaftsregierung
bleibt die Unterstützung jedoch aus

FRAGE: "Es gibt ja den Vorschlag, eine gemeinsame europäische 
Wirtschaftsregierung für alle Länder der Euro-Zone einzurichten. 
Wie stehen Sie zu diesem Vorschlag: Sind Sie eher für die Einrichtung
einer solchen gemeinsamen Wirtschaftsregierung, oder sind Sie eher 
dagegen?"

Bevölkerung 
insgesamt

%

Dafür....................................................................................26

Dagegen ..............................................................................43

Unentschieden, keine Angabe.............................................31

100

FRAGE: "Es gibt ja den Vorschlag, eine gemeinsame europäische 
Wirtschaftsregierung für alle Länder der Euro-Zone einzurichten. 
Wie stehen Sie zu diesem Vorschlag: Sind Sie eher für die Einrichtung
einer solchen gemeinsamen Wirtschaftsregierung, oder sollte 
Deutschland in der Wirtschaftspolitik unabhängig bleiben?"

Bevölkerung 
insgesamt

%

Gemeinsame Wirtschaftsregierung .....................................17

Unabhängig bleiben.............................................................63

Unentschieden, keine Angabe.............................................20

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10079, September 2011



 

Tabelle A 12
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Wofür steht vor allem die CDU in der 
Europapolitik?

FRAGE: "Was meinen Sie: Wofür steht die CDU/SPD/FDP, wofür setzt sich die 
CDU/SPD/FDP besonders ein? Bitte legen Sie die entsprechenden 
Karten heraus."
(Kartenspielvorlage)

Dafür steht die -
---------------------------------------
CDU SPD FDP

% % %

Den Euro stabilisieren ......................................62 ...............49 ..............31

Überschuldeten EU-Ländern helfen.................61 ...............39 ..............13

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10080, September 2011

Auszug aus den Vorgaben



Tabelle B 1a
Gesamtdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

  Zweitstimmen Gesamtdeutschland
-------------------------------------------------------
CDU/CSU FDP SPD  Bündnis 90/ DIE Piraten- Sonstige

Grüne LINKE partei
% % % % % % %

2011: 7.-21.Januar ......34,5 ....5,5 ..27,5 ...18,0 ......8,5....- ......6,0
4.-17.Februar .....36,0 ....6,5 ..28,5 ...16,5 ......7,5....- ......5,0
26.Feb.-13.März ...36,5 ....6,5 ..29,0 ...15,0 ......8,0....- ......5,0
1.-16.April .......32,0 ....5,0 ..28,0 ...23,0 ......7,0....- ......5,0
2.-14.Mai .........33,0 ....5,5 ..27,0 ...22,0 ......6,5....- ......6,0
9.-22.Mai .........34,0 ....4,5 ..27,5 ...21,0 ......7,0....- ......6,0
23.Mai-6.Juni .....32,0 ....5,0 ..29,0 ...20,0 ......7,5....- ......6,5
3.-18.Juni ........34,5 ....4,5 ..27,5 ...21,0 ......7,0....- ......5,5
2.-15.Juli ........34,0 ....5,5 ..27,0 ...20,0 ......7,5....- ......6,0
30.Juli-13.Aug. ...33,0 ....4,5 ..29,0 ...20,0 ......7,5....- ......6,0
12.-27.August .....32,0 ....5,0 ..29,5 ...20,0 ......7,5....- ......6,0
2.-16.September ...33,5 ....5,0 ..28,5 ...19,0 ......8,0....- ......6,0
4.-16.Oktober .....31,0 ....4,5 ..30,5 ...17,5 ......7,5....5,5 ....3,5

___________________

QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie Allensbach



Tabelle B 1b
Westdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

  Zweitstimmen Westdeutschland
-------------------------------------------------------
CDU/CSU FDP SPD  Bündnis 90/ DIE Piraten- Sonstige

Grüne LINKE partei
% % % % % % %

2011: 7.-21.Januar.....36,0....5,5 .28,5 ...19,5 ......4,5 .....-......6,0
4.-17.Februar....37,5....6,5 .29,5 ...17,5 ......4,0 .....-......5,0
26.Feb.-13.März..38,0....6,5 .29,5 ...16,0 ......5,0 .....-......5,0
1.-16.April......33,0....5,0 .28,5 ...24,5 ......4,0 .....-......5,0
2.-14.Mai........34,0....5,5 .27,5 ...24,0 ......3,5 .....-......5,5
9.-22.Mai........35,0....4,5 .28,0 ...23,0 ......4,0 .....-......5,5
23.Mai-6.Juni....33,0....5,0 .29,5 ...21,5 ......4,5 .....-......6,5
3.-18.Juni.......35,5....4,5 .28,0 ...23,0 ......4,0 .....-......5,0
2.-15.Juli.......35,5....5,5 .27,5 ...21,5 ......4,0 .....-......6,0
30.Juli-13.Aug...34,0....4,5 .29,5 ...21,5 ......4,5 .....-......6,0
12.-27.August....33,0....5,0 .30,0 ...21,5 ......4,5 .....-......6,0
2.-16.September..34,5....5,5 .29,0 ...20,5 ......5,0 .....-......5,5
4.-16.Oktober....31,5....5,0 .31,0 ...19,5 ......4,5 ...5,5......3,0

___________________

QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie Allensbach



Tabelle B 1c
Ostdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

  Zweitstimmen Ostdeutschland
-------------------------------------------------------
CDU/CSU FDP SPD  Bündnis 90/ DIE Piraten- Sonstige

Grüne LINKE partei
% % % % % % %

2011: 7.-21.Januar ....27,0 ....5,0..24,0 ...11,5 ......26,5 .....- ......6,0
4.-17.Februar ...28,5 ....5,5..24,5 ...12,0 ......24,0 .....- ......5,5
26.Feb.-13.März .29,0 ....6,0..25,5 ...11,0 ......23,0 .....- ......5,5
1.-16.April .....28,5 ....4,5..25,0 ...14,5 ......22,0 .....- ......5,5
2.-14.Mai .......29,0 ....4,5..25,5 ...13,5 ......20,5 .....- ......7,0
9.-22.Mai .......28,5 ....4,0..26,5 ...13,0 ......21,0 .....- ......7,0
23.Mai-6.Juni ...27,0 ....4,5..27,0 ...12,5 ......22,0 .....- ......7,0
3.-18.Juni ......29,0 ....4,0..25,0 ...13,0 ......22,0 .....- ......7,0
2.-15.Juli ......28,0 ....4,5..26,0 ...13,0 ......22,0 .....- ......6,5
30.Juli-13.Aug. .29,0 ....4,0..25,5 ...13,0 ......22,0 .....- ......6,5
12.-27.August ...28,5 ....4,0..27,0 ...12,5 ......21,0 .....- ......7,0
2.-16.September .29,5 ....3,5..26,5 ...12,0 ......22,0 .....- ......6,5
4.-16.Oktober ...28,0 ....3,0..28,5 ....9,5 ......21,0 ...5,5 ......4,5

___________________

QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie Allensbach
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"Schicksalsthema Europa.

Die Entwicklung in Europa und der Erfolg einer 

Stabilisierung des Euro sind für die als 

Europa-Partei wahrgenommene CDU bedeutender 

als für die anderen Parteien"






